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Badischer Landtag .
« us dsr Zweiten ^Ä4crrnrnerr.

64 . öffentliche Sitzung
am Dienstag , den 15 . April 1902 .

Am Regierungstisch : Staatsminister v. Brauer und
R egierungskommissäre .

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 9 */s Uhr .

Nach einer geschäftlichen Mfttheilung des Präsidenten
wird die Debatte über das Eisenbahnbetriebsbudget fort¬
gesetzt.

Abg . Lanck : Der Noth gehorchend , nicht dem eigenen
Triebe habe ich um ' s Wort gebeten , weil der Herr
Kollege Geppert den Wunsch meines Wahlbezirks nicht
mitvertreten wollte . Wir sind beide vor kurzem bei der
Generaldirektion wegen des Haltens von Schnellzügen
aus der Station Bühl vorstellig geworden , aber ab¬
schlägig beschicken worden . Ich möchte nun wenigstens
dafür eintreten , den Zug , der um 4 Uhr in Bühl an¬
kommen würde , dort halten zu lassen . Auch in Achern
wünscht man ein Halten dieses Zuges auf der dortigen
Station und die Aufregung hat sich bereits zu einer
Volksversammlung verdichtet , so daß zu befürchten , daß
wir dort vielleicht noch zu Zuständen wie in Belgien
kommen werden . (Heiterkeit .) Ich bitte nochmals zu
prüfen , ob man nicht wenigstens diesen Zug in Bühl
und Achern halten lassen kann . — Redner schließt sich
den Wünschen nach Erstellung eines neuen Dienst¬
gebäudes in Waldshut an . Die Verhältnisse im Bahn¬
hof in Waldshut sind recht traurige . — Redner wünscht
ebenfalls , daß der Zug der Linie Konstanz — Basel , der
jetzt in Säckingen liegen bleibt , wenigstens an Sonn -
und Feiertagen nach Waldshut weiter geführt werde und
begründet diesen Wunsch . — Am Allerheiligentag sollte
man den Beamten , so weit nicht ganz dringende Geschäfte
vorliegen , wenigstens den Nachmittag frei geben . Am
allerwenigsten ist es aber am Platz , diesen Tag , wenn
er frei gegeben wird , als Urlaubstag zu berechnen .
Ueberhaupt sollte die Verwaltung in der Urlaubs¬
bewilligung etwas freigebiger sein . Ich hätte noch ver¬
schiedene Wünsche vorzutragen , nehme aber an , daß dies
noch von 17 Rednern , die noch vorgemerkt sind , geschehen
wird .

Abg . Geck weist darauf hin , daß der Abg . Eichhorn
auf seine Bemerkungen über den den drei staatlich ver¬
walteten Privatbahnen geleisteten Zuschuß , der ihnen
eine Verzinsung zu 8,25 Proz . gewähre , noch keine
Antwort erhalten habe . Ich möchte bitten , uns unsere
Zweifel in dieser Richtung durch eine befriedigende
Erklärung zu beseitigen . — Ich würde auch wünschen ,
daß der Herr Staatsminister hier vor der ganzen
Oeffentlichkeit erklärt , daß die Regierung selbstverständlich
die Auffassung des Herrn Abg . Goldschmit über unser
zukünftiges Verhältniß zur preußisch - hessischen Gemein¬
schaft nicht theilt . Das würde zur Beruhigung in der
Bevölkerung beitragen . — Ich bin der Ansicht , daß eine
Tarifverbilligung finanzielle Ausfälle nicht zur Folge
haben wird , daß im Gegentheil die Erfahrungen , die
man mit den Kilometerheften , in Württemberg mit der
Landeskarte rc . gemacht hat , uns zeigen , daß wir nicht
zu befürchten haben werden , den Schritt nach materiellen
Gesichtspunkten bedauern zu müssen . Die Aufhebung
des Schnellzugszuschlags wird allerdings momentan , aber
nur momentan , finanziell ungünstig wirken . — Die
Bemerkungen des Genossen Eichhorn über die Preis¬
differenz zwischen den bestellten Lokomotiven waren
berechtigt , wir sind aber selbstverständlich von der
Erklärung des Herrn Generaldirektors befriedigt . — Hin¬
sichtlich der Arbeitsruhe und der Arbeitszeit des Eisen¬
bahnpersonals müssen wir aufrecht erhalten , daß unsere
Ausstellungen vollständig berechtigt sind . Es ist wahr ,
daß einige Verbesserungen in den letzten Jahren vor¬
genommen wurden . Es bestehen aber immer noch sehr
ungesunde und nachtheilige Verhältnisse für das Personal .— Redner wiederholt die vom Abg . Eichhorn genannten
Zahlen . — Diese Arbeitszeiten stehen im Widerspruch
mit den reichsgesetzlichen Vorschriften über die Arbeits¬
zeit , auf Kosten der Betriebssicherheit . — Wenn weiter
z . B . nur auf 42 Proz . unseres Personals zwei ganze
freie Tage im Monat entfallen , so sind das auch keine
günstigen Verhältnisse . — Der Schilderung der Frauen¬
arbeit durch den Herrn Kollegen Muser brauche ich
nichts hinzuzufügen . Auch hier erscheint eine Aenderung
nothwendig .

Man hat behauptet , daß die Rücksicht auf die
Arbeiterzüge beschränkt sei durch die Expreßzüge . Ich



bezweifle aber , daß dieses Argument einen besonderen
Eindruck auf uns machen wird. Hier wird wieder der
Unterschied gemacht zwischen der Bedienung der ein¬
heimischen Bevölkerung und Derer , die wie Kometen
durch das Land fahren , offenbar in der großen Rück¬
sicht auf jene Züge , die uns die durchgehenden Kassire
durch das Land führen . — Redner schließt sich dem
Wunsch nach Zulassung weiterer Züge für die Inhaber
von Arbeiterwochenkarten an . Eine unentgeltliche Be¬
förderung bei Wechsel des Arbeitsortes wäre unter den
gegenwärtigen Verhältnissen der kapitalistischen Pro¬
duktion , nur für die kapitalistische Bevölkerung von sehr
großem Vortheil und namentlich in Zeiten von Streiks
für die Arbeiterschaft ein zweischneidiges Schwert.

Redner geht dann auch auf die Bemerkungen des
Herrn Abg . Dieterle über das Benehmen der Arbeiter in
den Arbeiterzügen ein , die Herr Dieterle allerdings
anders gemeint habe , als sie verstanden wurden. Der
Tadel wegen vereinzelter Vorkommnisse war wohl nicht
angebracht. Anstößige Unterhaltungen kommen auch
— wenn auch in anderer Form — in den anderen
Wagenklassen vor , und man sollte nicht eine Klasse da¬
für verantwortlich machen , wenn die Unterhaltung hier
und da sich nicht in den Grenzen der Wohlanständigkeit
bewegt .

Auf die Nebenbahnen sollte doch größere Aufmerksam¬
keit verwendet werden , als der Herr Generaldirektor für
nöthig hält. Der Staat müßte doch fordern, daß der
Betrieb der Nebenbahnen mehr Konzessionen an die In¬
teressen und Wünsche des Publikums macht . Wer z . B.
einmal den Schneckentransport auf der Bahn Furt-
Wangen—Donauefchingen mitgemacht hat , hat genug von
unseren Nebenbahnen. Die Wagen find mit zwei Kerzen
beleuchtet . Der Herr Kollege Dieterle würde gar nicht
in der Lage sein , hier zu unterscheiden , ob die Geschlechter
getrennt find. (Heiterkeit .)

Redner tadelt wejjer in humoristischer Weise unter
anderm die Sparsamkeit an Personal aus der Bahn von
Offenburg nach Altenheim, auch einer rentablen Bahn ,
und wünscht , daß in allen Bahnhöfen und Zügen Ver¬
bandzeug vorhanden sei . Er bemängelt weiter einige An¬
schlüsse auf dem Karlsruher Bahnhof , wo zum Umsteigen
von den Oberländer , speziell Schwarzwälder Schnellzügen
nach der Bahn Karlsruhe - Graben nur 2 bis 3 Minuten
Zeit sei , in der man von dem einen Ende des Bahnhofs
durch die Unterführung nach dem andern gelangen sollte ,
aber nicht könne .

Der Herr Generaldirektor hat gestern wegen des
Wunsches auf Uebertragung der Restkilometer auf die
kolossalen Kosten einer solchen Einrichtung hingewiefen .
Aber auch heute schon erfordert die Revision einen viel
zu großen Aufwand . Die Kilometerhefte werden daraufhin
revidirt , ob Additionsfehler vorgekommen sind . Mit dieser
Revision ist eine viel zu große Zahl von Beamten be¬
schäftigt . Hier wird zu viel Bureaukratismus getrieben .
Bei dieser Revision kommt ja auch sehr wenig heraus .

Redner erwartet in nächster Zeit eine Veröffentlichung
der Resultate der Versuche mit den Serpoletwagen und
hält diese Wagen besonders für den Lokalverkehr auf
Strecken , wie z . B . Karlsruhe— Graben , geeignet , wo
untertags wenig Publikum verkehrt , wo vielmehr der
große Verkehr sich auf die Morgen- und Abendzüge zu¬
sammendrängt.

Hinsichtlich der Stellung meiner Partei zu den Wünschen
der Arbeiterschaft dieses großen Staatsbetriebs mit ihren
20000 Köpfen will ich heute nur einige allgemeine Ge¬
sichtspunkte hervorheben. Die ganze Lage dieser Arbeiter¬
schaft sollte eine gehobenere , zeitentsprechendere werden.

Man sollte auch darauf verzichten , das Arbeitsverhältniß
auf disziplinärem Wege lösen zu wollen . Meines Er- -
achtens sollten auch hier in Streitigkeiten aus dem An-
beitsverhältniß die Gewerbegerichte angerufen werden und
die Gewerbeordnung maßgebend sein . Die Gewerbe - -
gerichte bekommen aber selten Gelegenheit, sich mit solchen
Streitigkeiten zu beschäftigen . Redner spricht sich weiter
gegen die geheimen Konduitenlisten aus , in welchen auf
Anschuldigungen gegen die Bediensteten Einträge gemacht
werden , ohne daß der Betreffende gehört , ihm Gelegenheit
gegeben werde , die Unrichtigkeit nachzuweisen , sich zu ver-
theidigen . Dieses System entspricht nicht mehr der
sozialen Aufgabe unserer Zeit .

In letzter Zeit sind mehrere große Diebstähle auf unseren
Bahnhöfen vorgekommen , wobei die Erhebungen durch
höhere Eisenbahnbeamte vorgenommen wurden. Das
würde besser durch die ordentlichen Behörden , die
Gerichte und Staatsanwaltschaften geschehen . Dann werden
wir größere Garantien dafür haben , daß bei solchen
Untersuchungen die Wahrheit heraus kommt . Wenn der
direkte Vorgesetzte untersucht , wird sich Mancher , um
seinem weiteren Fortkommen nicht zu schaden , zu unrich¬
tigen Angaben verleiten lassen .

Redner bringt dann zum Schluffe einen Fall zur
Sprache , in welchem gegen einen Abgeordneten (den
Redner selbst) eine Meldung wegen mißbräuchlicher
Benutzung seiner Landtagsfahrkarte an die General¬
direktion erstattet worden sei , die auf Jrrthum beruht
habe . Die Generaldirektion habe daraufhin die Sache
an die untere Behörde in Offenburg weiter gegeben,
durch deren Vermittlung er erst davon erfahren habe
und in die Lage versetzt gewesen sei , den Jrrthum auf¬
zudecken . Redner wünscht in solchen Fällen persönliche
eventuell telephonische Verständigung der Eeneraldirektion
mit dem betreffenden Abgeordneten und nicht eine
Herausgabe der Meldung an das untergeordnete Amt
des Wohnorts des Betreffenden , wie in diesem Fall.
Ich bringe das nur vor , um aus diesem Lapsus die
Konsequenz zu ziehen : Geben Sie uns eine Freikarte
für das ganze Land , geben Sie uns die Zugsfreiheit,
die Reisefreiheit. Die übrigen Freiheiten werden wir
uns dann schon «noch erobern. (Heiterkeit .)

Staatsrath Eisenlohr : Der Abg . Geck hat mich an
die Beantwortung der seitens des Abg . Eichhorn ge¬
stellten Anfrage wegen Ergänzung der Betriebsüberschüssei
der Privatbahnen aus der Staatskasse erinnert .
Aus der Tabelle 23 unseres Jahresberichts ist
zu entnehmen , daß diese Zuschüsse sich auf vier
Privatbahnen vertheilen. Die Bahn Appenweier—
Oppenau erhält davon den Löwenantheil , im Jahr
1900 — 94000 M . Auch der Bahn Karlsruhe—
Maxau, welche eine glänzende Rentabilität aufweist,
mußte nach Maßgabe der Konzessionsbedingungen noch
ein Zuschuß von 11721 M . gewährt werden, die Bahn
Dinglingen —Lahr erhielt den Betrag von 5120 M.
Die Eisenbahnverwaltung ist nicht in der Lage, in diesen st
aus Grund der Gesetze, Konzessionen und Uebereinkommen-
gewährten Zuschüsse eine Aenderung eintreten zu lassen , st

Der Abg . Geck hat die Dienstzeit und die dienstfreien ^
Tage unserer Arbeiter bemängelt . Wir haben in dieser st
Hinsicht ja allerdings das Ziel , das wir uns gesteckt
haben, noch nicht erreicht , Verbesserungen haben aber von st
einem Jahr zum andern in erheblichem Umfang stattge¬
funden. So ist z . B . die Zahl der Bediensteten, deren l
Arbeitszeit bis acht Stunden täglich beträgt , von 1629 z
des Jahres 1900 auf 2196 im Jahre 1901 gestiegen .
Auch in Bezug auf die Ruhetage ist es besser geworden: st
betrug der Prozentsatz derjenigen, die nur einen vollen st
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Ruhetag hatten , im Jahre 1900 noch 8,18 Proz . , so
ist er im Jahre 1901 aus 6 Proz . herabgegangen .

Der Abg . Geck hat die Gründe dafür , daß wir die
Arbeiterzüge nicht ganz so legen , wie es den Bedürfnissen
entspräche , nicht als zutreffend anerkannt . Wir müssen
aber doch mit den gegebenen Verhältnissen rechnen , und
wenn nun einmal zwischen 5 und 6 Uhr des
Morgens zwei Expreßzüge auf der Strecke Karlsruhe —
Mühlacker fahren , so können wir zu gleicher Zeit
keinen Arbeiterzug auf dieser Strecke einschalten .
Auch der Abg . Geck wird uns nicht zumuthen ,
auf die Durchführung dieser Expreßzüge zu verzichten ,
weil vielleicht zwischen ' , 6 und Uhr ein Arbeiter¬
zug genehm wäre . Die beiderseitigen Interessen werden
eben thuniichst mit einander zu vereinigen sein, und da
wir nur sehr geringen Einfluß auf den Lauf der ver¬
schiedene Staaten durchmessenden Expreßzüge haben ,
müssen wir die Arbeiterzüge nach den Expreßzügen richten ,
und nicht umgekehrt . Wir müssen hier um so vorsich¬
tiger sein , als die Schweiz und Oesterreich sehr gerne
bereit wären , die Durchführung dieser Züge durch die
Schweiz und durch Vorarlberg zu übernehmen .

Was den Anschluß der Schnellzüge an die Bahn
Karlsruhe — Graben über Egg enstein anlangt , glaube ich,
daß die Zahl der an diesem Anschluß interessirten Reisen¬
den nur sehr gering ist . In erster Reihe müssen diese
Lvkalzüge nach den lokalen Bedürfnissen gelegt werden .
Ich kann mich aber nicht erinnern , daß jemals aus den
betheiligten Kreisen ein solcher Wunsch nach besseren An¬
schlüssen geäußert worden wäre , dessen Erfüllung seitens
der Eisenbahnverwaltung nichts entgegenstünde . Der
Abg . Geck hat diese angeblichen Fahrplanmängel , sowie
die große Arbeit , die auf die sllevision der Kilometer¬
hefte verwendet werde , dazu benützt , gegen die Eisenbahn¬
verwaltung den Vorwurf des Bureaukratismus zu erheben .
Dem gegenüber muß ich betonen , ganz ohne Revision
können wir die Kilometerhefte nicht lassen , und wenn
diese Revision ein ganz minimales Ergebniß hat , so
wird gerade damit bewiesen , daß der Zweck der Revision
erreicht ist, nämlich unrichtige Einträge , mögen sie nun
aus Fahrlässigkeit oder in betrügerischer Absicht bewirkt
werden , zu verhindern . Uebrigens werden nicht alle
Kilometerhefte kontrolirt , man beschränkt sich vielmehr
auf Stichproben , und geringfügige Fehler werden nicht
weiter verfolgt .

Der Vorwurf , daß zu langsam vorgegaugen werde bei
den Versuchen mit Serpoletwagen trifft die Eisen -
bahnverwaltu ng nicht . Der Wagen war trotz aller Be¬
mühungen früher von der Fabrik nicht zu erlangen . In
der nächsten Zeit wird er nun auf der Strecke Karlsruhe —
Graben in Betrieb gesetzt werden , aber nicht für die
schweren Arbeiterzüge , da seine Zugkraft hierzu nicht aus¬
reicht. Wie der Abg . Geck Vorschlägen kann , bei jeder
Verfehlung eines Bediensteten die Staatsanwaltschaft an¬
zurufen und durch diese , bezw . das Gericht die Unter¬
suchung führen zu lassen , ist mir nicht verständlich . Der
Staatsanwalt hat doch nur dann einzugreifen , wenn der

. dringende Verdacht eines gerichtlich strafbaren Vergehens
vorliegt . Es wäre den Arbeitern schlecht gedient , wenn
wir in allen Fällen eine gerichtliche Feststellung des
Thatbestandes veranlassen wollten , ehe wir uns selbst da¬
rüber verlässigt haben , ob ein Grund hierzu vorhanden ist .

Konduitenberichte bestehen bei uns gar nicht in
dem Sinne , daß in regelmäßigen Zwischenräumen Be¬
richte über das Verhalten der Beamten erstattet werden .
Aber die Zentralbehörde kann nicht umhin , dann , wenn
es sich um Gewährung von Zulagen , Beförderung u .
s. f . handelt , den dem Betreffenden zunächst Vorgesetzten

zu hören . Das verlangt sogar das Gesetz, wenn die
Zentralbehörde nicht in der Lage ist, sich auch ohne Ein¬
forderung eines Berichtes sich ein maßgebendes Urtheil
über den Betreffenden zu bilden . Ich kann auch nicht
zugeben , daß über einen Beamten nachtheilige Bemer¬
kungen in seine Personalakten ausgenommen werden , ohne
daß er hiervon Kenntniß hätte . In vielen Fällen mag
ja Anlaß zu mündlicher Ermahnung gegeben sein, ohne
daß hierüber protokollirt wird . Auch mag in den von
mir vorhin erwähnten Berichten auch solcher mündlichen
Ermahnungen Erwähnung geschehen, aber zu verlangen ,
daß jede Verwarnung zu Protokoll genommen werden
müsse, würde gewiß eher den Vorwurf des Bureaukratis¬
mus verdienen , als das dermalige Verfahren .

Direktor Roth erwidert auf eine Anfrage des Abg .
Hergt von gestern wegen der Frachtsätze der Station
Ettlingen - Holzhof für den Güterverkehr . Redner führt
aus , daß die Regierung nach der Begründung zu dem
Gesetzentwurf die Erbauung der Albthalbahn betreffend
einen Verzicht auf die Hälfte der auf Ettlingen - Staats¬
bahnhof entfallenden Abfertigungsgebühr zu Gunsten der
Albthalbahn für den Verkehr der Stadt Ettlingen ein¬
schließlich ihrer oberhalb liegenden Fabriken nicht für
erforderlich gehalten habe , haß er auch für die Staats¬
bahn selbst eine erhebliche Einbuße bedeutet hätte . Für
die Beförderung dieses Verkehrs von und nach Ettlingen
Staatsbahnhof habe die Albthalbahn eine Ueberfuhr -
gebühr erhoben . Später sei , um den Wünschen der
Ettlinger Interessenten entgegenzukommen , die Erstellung
direkter Frachtsätze zugestanden und der Direktion der
Albthalbahn gestattet worden , für Eil - und Frachtstück¬
güter die Tarifentfernung für Ettlingen - Holzhof mit
5 km , für Wagenladungen die Tarifentfernung für
Busenbach mit 9 km bei der Frachtberechnung an¬
zurechnen . Letzteres sei auch in so fern begründet gewesen,
als nach den Einrichtungen der Albthalbahn die Güter¬
wagen für Station Etttlingen - Holzhof bis Station
Busenbach hätten übergeführt werden müssen . Die Alb -
thalbahn könne sich nun statt der bisherigen Ueber -
fuhrgebühr mit der wesentlich niederen Streckengebühr
bis Busenbach nicht begnügen . Die Staatsbahn habe
deshalb , um den Wünschen der Ettlinger Interessenten
nach Ermäßigung der Frachten zu entsprechen , auf ein
Viertel der gesammten Abfertigungsgebühr zu Gunsten
der Albthalbahn verzichtet , um diese dadurch in den
Stand zu setzen , ihrerseits auf die Erhebung der Ueber -
fuhrgebühr zu verzichten. Dieses Viertel stelle eine frei¬
willige Leistung der Staatsbahnverwaltung im Interesse
von Ettlingen dar , wodurch z . B . für Steinkohlen von
Mannheim künftig 3 M . für zehn Tonnen erspart werden .

Staatsminister v. Brauer : Der Herr Abg . Geck hat
den Wunsch ausgesprochen , die Großh . Regierung möge
nochmals erklären , daß sie an der Selbständigkeit unserer
Eisenbahnen festhalte . Ich konnte nicht erwarten , daß
darüber in diesem Hause noch irgend Jemand im Zweifel
sein könnte , nachdem ich in der Budgetkommifsion und in
der vorigen Woche im Plenum ausdrücklich erklärt hatte ,
daß die Großh . Regierung an der Selbständigkeit unserer
Eisenbahnen festhalte , und daß Preußen auch gar nicht
gewillt und nicht in der Lage sei , unsere Selbständigkeit
zu bedrohen . Ich halte an dieser Erklärung fest. — Es
sind nun von verschiedenen Rednern Zukunftsbilder ent¬
worfen worden , wie sich in näherer oder fernerer Zeit die
Verhältnisse auf den deutschen Eisenbahnen gestalten
werden . Es ist gewiß schwierig zu sagen , wie sich in 20
oder 30 Jahren die Dinge gestalten werden . Ich will
aber kein Hehl daraus machen , wie ich mir die weitere
Entwicklung unseres Eisenbahnwesens denke . Ich glaube
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nicht , daß der preußisch - hessische Gemeinschaftsvertrag vor¬
bildlich sein wird , hoffe vielmehr , daß wir auf anderem
Wege zu einer immer größeren Einheitlichkeit unter den
deutschen Eisenbahnen kommen werden . Das nächste Ziel ,
das ja auch Sie erstre ben , wird eine völlige Tarif - ,
namentlich Personentarif gemeinschaft sein . Wenn wir einmal
vollständig gleichmäßige Tarife haben , dann haben wir schon
einen gewaltigen Schritt in der Vereinfachung vorwärts
gemacht . Für das Publikum ist es ganz gleichgiltig , ob
eine oberste Direktion in Berlin oder auch noch solche an
andern Orten bestehen , wenn nur gleichartige Einrich¬
tungen vorhanden sind . Sind wir einmal zu völliger
Vereinheitlichung unserer Personentar ife gelangt und sind
auch die Gütertarife noch weiter in dieser Richtung aus¬
gebildet , dann wird ein weiterer wicht iger Punkt der sein,
daß wir zu einer gemeinsamen Wagengestellung kommen .
Bis jetzt besteht der Wagenpark jeder Eisenbahnverwaltung
gesondert für sich. Beim Uebergang von Wagen auf an¬
dere Bahnen sind jetzt gewisse Umständlichkeiten noth -
wendig , die wegfallen würden , wenn eine Vereinbarung
zu Stande käme , den gesammten Wagenpark als einheit¬
lichen anzusehen und gemeinsam darüber zu verfügen . Es
müßte natürlich eine Centralinstanz für die Wagenver -
theilung und Kostenrepartition geschaffen und weiter be¬
stimmt werden , wie viel jede Verwaltung für Repara¬
turen und Neuanschaffungen zu leisten hat u . s . w .
Wenn wir auch das erreicht haben , dann würde die Frage
entstehen , ob nicht auch eine gleiche Behandlung der
Maschinen eintreten könnte . Man kann wie Sie sehen,
auf diesem Weg nach und nach zu solchen einheitlichen
Einrichtungen kommen , daß im Effekt derselbe Betriebs¬
und Verkehrszustand erreicht wird , als wenn alle deut¬
schen Bahnen in einer Hand lägen . Ob dann jede Re¬
gierung ihre Einnahmen für sich bezieht und jeder Landtag
für sich das Budget bewilligt ^ , das wird vom Verkehrs¬
standpunkt gleichgiltig sein , wenn wir im übrigen nur
gemeinschaftliche Einrichtungen haben . Das ist ein Zu¬
kunftsbild , von dem ich nicht weiß , ob und wann es sich
verwirklichen wird . Ich glaube aber , daß die wünschens-
werthe Einheit im Eisenbahnwesen eher auf diesem Weg
zu erreichen ist . In Hessen liegen die Verhältnisse ganz
anders als bei uns . Hessen hat ganz Recht gehabt , daß
es jenen bekannten Betriebsvertrag abschloß , da es nach
der geographischen Konfiguration des Landes und der
Entwicklung seiner Bahnen sich nicht mehr ein geschlosse¬
nes Bahnnetz schaffen und eine selbständige Eisenbahn¬
politik einschlagen konnte . Es war daher nur natürlich ,
daß die sehr erheblichen finanziellen Vortheile Hessen be¬
wogen haben , auf seine Eisenbahn - Scheinselbständigkeit zu
verzichten . Bei uns liegen die Verhältnisse bekanntlich
anders .

Der Herr Abg . Geck hat dann noch alle möglichen
kleinen Mängel in dem Betrieb unserer Privatbahnen in
humoristischer Weise geschildert . Mit unseren Staats¬
bahnen verglichen sind die Verhältnisse dieser kleinen
Bahnen immer minderwerthiger . Es ist natürlich , daß
uns , verwöhnt durch die Schnelligkeit unserer Schnellzüge
und selbst unserer Perfonenzüge , auf diesen kleinen
„ Klingelbahnen " der langsamere Betrieb unangenehm
auffällt , daß wir von einem „ Schneckentransport " sprechen.
Aber auch abgesehen davon , daß sie nach den Vorschriften
gar nicht so rasch fahren dürfen , wie auf der Haupt¬
bahn , kommt hinzu , daß sie der Kosten wegen keine be¬
sonderen Güterzüge führen können , wodurch die Fahrten
allerdings ganz erheblich verlangsamt werden . Aber
wenn diese kleinen Bahnen im staatlichen Betrieb wären ,
würde man ihn auch kaum anders einrichten können.
Mit der Beleuchtung steht es ähnlich . Das Oellicht er¬
scheint unserem durch Gas und Elektrizität verwöhnten

Auge allerdings dunkel . Man wird aber den Gesell¬
schaften nicht zumuthen können , elektrisches oder Gaslicht
einzuführen . Daß . bei dem vom Herrn Abg . Geck ge¬
schilderten Unfall die Maschine nicht einmal eine Reserve¬
schraube gehabt habe , kann ich kaum annehmen . Eher
glaube ich . daß der Zugführer Herrn Geck für einen
etwas ängstlichen Herrn gehalten und ihm deshalb , um
ihn nicht zu erschrecken , gesagt hat , es sei nur eine
Schraube gebrochen (Heiterkeit ). — Ein ernstlicher Be¬
schwerdepunkt ist dagegen , daß bei einem Unglück Ver¬
bandzeug gefehlt hat . Wir werden prüfen , ob nicht
strengere Vorschriften Hierwegen erlassen werden sollen .

Die Verfügung in Betreff der Kontrole der Karten der
Herren Landtagsabgeordneten ist s . Zt . vor 8 Jahren
nicht von der Generaldirektion , sondern vom Ministerium
ausgegangen . Ich habe damals in der That die Weisung
ausgegeben , wenn im Betrieb Schwierigkeiten entstehen
wegen dieser Karten , nur eine Meldung an die General¬
direktion zu erstatten , damit durch den direkten Verkehr
mit den Herren Abgeordneten das Erforderliche in die
Wege geleitet werden könnte . Diese zweckmäßige Ein¬
richtung ist jedenfalls nur aus Rücksicht für die Herren
Abgeordneten getroffen worden . Es ist nun der Fall vorge¬
kommen , daß gemeldet wurde , ein in Offenburg wohnen¬
der Abgeordneter sei auf einer Strecke bei Donaueschingen
mit seiner Landtagskarte gefahren . Wir ersuchten den
Herrn Abgeordneten um Auskunft und baten ihn aller¬
dings gleichzeitig, den Fahrpreis für die fragliche Strecke
herauszubezahlen . Es stellte sich dann heraus , daß jener
Abgeordnete , der auch Neichstagsabgeordneter war , eine
Reichstagsfreikarte hatte , in die für die Route Offenburg -
Berlin merkwürdiger Weise auch der Weg über Donau -
eschingen-Konstanz vorgesehen war . Damit war die Sache
erledigt und wenn der betr . Abgeordnete dem Herrn Abg .
Geck von diesem Zwischenfall keine Kenntniß gegeben
hätte , so wäre nichts davon in weiteren Kreisen bekannt
geworden . (Heiterkeit .)

Für dos Haltenlassen von Schnellzügen in Bühl und
Achern , das der Herr Abg . Lauck gewünscht hat , können
wir leider die Zeit nicht finden , da für diese Züge die
uns zugemessene Zeit zu knapp ist . Infolge der Erhöhung
der Fahrgeschwindigkeit unserer durchgehenden Züge sind
wir allerdings gezwungen gewesen, eine Reihe von Halten
nach und nach aufzugeben . Wir haben uns bemüht ,
dafür wenigstens theilweise Ersatz zu schaffen , indem
wir kurz vor den betreffenden Schnellzügen thunlichst
Personenzüge legen , mit denen auf der nächsten Schnell¬
zugsstation der Anschluß erreicht werden kann . — Ich
werde aber nochmals prüfen lassen , ob vielleicht doch noch
einige Minuten an andern Stationen gespart werden
können für ein Anhalten in Bühl oder Achern .

Die Bahnhofsverhältnisse in Waldshut hat der Herr
Abg . Lauck richtig geschildert. Pläne für eine Umgestal¬
tung sind schon seit langer Zeit in Vorbereitung und es
ist möglich , daß schon im Nachtragsbudget eine Anforde¬
rung gemacht wird .

Der Herr Abg . Lauck hat dann nochmals den Wunsch
vertreten , es möchte der Nachmittagszug von Basel nach
Säckingen bis Waldshut weiter geführt werden . Das ist
nicht möglich vor allem wegen der großen Zahl von
Güterzügen , die auf dieser eingleisigen Strecke zur Mittags¬
zeit verkehren , und ich habe deshalb die Waldshuter auf
die Zeit vertröstet , wo ein zweites Gleise gelegt sein
wird . Der Herr Abg . Lauck hat dann schließlich ein
Kompromiß vorgeschlagen : eine Weiterführung wenigstens
an Sonntagen . Diesen Wunsche werde ich noch prüfen
und , wenn irgend möglich , erfüllen . Waldshut würde dann
allerdings unter allen badischen Städten das beste Ge -



schüft mit dem neuen Sommerfahrplan gemacht haben.
(Heiterkeit.)

Der Allerheiligentag ist kein gebotener Feiertag . Die
vom Abg . Lauck gewünschte Befreiung vom Dienst ist
deshalb nur in beschränktem Maße möglich. Richtig ist ,daß der Allerheiligentag heute nicht bloß als katholischer
Feiertag zu betrachten ist , da auch die Protestanten an
diesem Tage gerne die Gräber ihrer Angehörigen schmücken
und besuchen. Ich werde deswegen Veranlassung nehmen ,
zu prüfen, ob nicht wenigstens der Nachmittag in einem
gewissen Umfang frei gegeben werden kann.

Abg . Grüninger (auf der Tribüne schwer verständlich )
bringt Lokalwünsche Villingens vor.

Abg . Eder bezeichnet es als sehr erfreulich , was in
letzter Zeit auf der Strecke Mannheim —Schwetzingen ge¬
schehen ist . insbesondere ist er der Regierung für die Ver¬
mehrung des Wagenparkes dankbar. Die Besitzer von
Wochenkarten sollten die Berechtigung zur Benützung auch
der übrigen Züge erhalten . — Die Stadt Ladenburg be¬
schwert sich über die ungleichmäßige Behandlung der Ta¬
rife für Monatskarten auf der Main-Neckarbahn . — In
Schwetzingen verkehren in 24 Stunden 144 Züge . Das
ist ein Zustand, der auf die Dauer nicht zu halten ist .Eine Entlastung der Rheinthalbahn wäre zu erwarten
von dem Bau einer Bahn Brühl —Rheinau.

Staatsrath Eisenlohr : Der Abg. Eder hat die un¬
gleichmäßige Berechnung der Zeitkarten zwischen Mann¬
heim und Stationen der Main -Neckarbahn getadelt und ,wie ich ihm zugeben muß , mit Recht . Es liegt hier aller¬
dings ein Kuriosum vor, das aus der Welt geschafftwerden muß. Es kommt daher, daß die Grundsätze fürdie Berechnung der Zeitkarten auf den badischen und den
preußischen Bahnen und auf der Main -Neckarbahn ver¬
schieden sind . — Die Beseitigung dieses Mißstandes istaber bereits in Angriff genommen . Die Unzulänglichkeitder Stationsanlagen in Schwetzingen und Rheinau werden
für den Verkehr von Brühl am gründlichsten gebessertwerden durch Erstellung einer Bahnverbindung zwischenBrühl und Rheinau und ich glaube dem Herrn
Abgeordneten Eder die erfreuliche Aussicht eröffnen zukönnen , daß er im Nachtragsbudget eine Position fürdie Bahnverbindung Brühl —Rheinau finden wird.

Abg . Gießler : Die Darstellung der ungünstigen Be-
triebsergebnisfe des letzten Jahres und die optimistische
Auffassung , die der Abg. Muser über das Eisenbahn¬
wesen gestern geäußert, veranlassen mich , entgegen meiner
ursprünglichen Absicht heute das Wort zu ergreifen. Zu¬
fällig hat im preußischen Landtag in der letzten Woche
auch die Eisenbahndebatte stattgefunden. Da war manin der Lage , die Auslassungen hier und dort zu ver¬
gleichen. Man hat behauptet, die preußische Eisenbahn¬
verwaltung sei fiskalisch. Die preußischen Volksvertreter
führten aber nicht so sehr hierüber Klage als vielmehrdarüber , daß die Einnahmen allzusehr zurückgehen , und
daß dies für den allgemeinen Staatshaushalt von sehrtrüber Wirkung sei. In Preußen aber bezieht die allge¬meine Staatsverwaltung aus den Erträgen der Eisen¬bahnen einen Zuschuß von 150 Millionen, während beiuns umgekehrt die Eisenbahnkaffe aus der allgemeinenStaatskasse dotirt wird. Die im preußischen Landtagaufgetretenen Redner haben die Eisenbahnverwaltung
gerade so gelabt , wie es hier geschah. Leider jedochkönnen wir den Satz , der dort ausgesprochen wurde :. unser Betriebskoeffizient ist der günstigste in ganzDeutschland "

nicht auch auf uns anwenden ; wir habenvielmehr den allerungünstigsten, und das ist eine sehrernste Thatsache , deren Ursachen wir nachgehen müssen .Man hat geglaubt, dies» Ursache darin finden zu können .

M
daß wir vielleicht für die Verwüstung meWVergussgaben, als andere Staaten . Nachdem , aber schon bk!, do?
allgemeinen Finanzdebatte sowohl der Herr Mmrftsr. alHsauch ich deutlich hervorgehoben haben, daß diese Ursache
nicht zutrifft, sollte diese Behauptung fallen gelassen werden.,Aehnlich großen Verwaltungsaufwand ? finden^ ynr

'
fiuK,in Preußen , Württemberg und Bayern . Die"Ursache

außerordentlich hohen Betriebskoesfizient -kann - alfo°nicht?
hierin seine Ursache haben. Wenn matt-" dann, nt/deri
Erhöhung der Material - und insbesondere der Nahten ^
Preise die Ursache gefunden zu haben glatiht / so yivßs
doch darauf hingewieftn werden , daß eben - dieselbe.En?
Höhung auch die anderen günstiger gestellten ' Ssaakttt?trifft . — Daß unsere größere Ausgabe an ArhersM ?
löhnen hier in Rücksicht zu ziehen sei , scheint°ffuf

^öeF'f
ersten Blick ganz zutreffend zu sein . Der AbAMÜS ?
hat ja nachgewiesen, daß wir durchschnittlich auf den'
200 M . mehr aufwenden als Preußen. Wir stimmet ' ,nun darin überein, daß wir die Arbeitslöhne nicht herM ?
setzen können . Ihre Höhe muß stets den durchschnittlich^ ?,
örtlichen Tagelohn erreichen. Trotzdem hört man auch//,von Eisenbahnbeamten und Arbeitern , daß der Einzeln^in Preußen besser bezahlt sei als bei uns. Also kann ^
die Ursache nicht in den höheren Löhnen liegen. Es
scheint mir der Durchschnitt pro Kopf in Preußen des¬
wegen niedriger zu sein , weil Preußen ein großes Eisen¬
bahnnetz hat und im Derhältniß nicht so viel Personen
braucht als wir beschäftigen. Vielleicht könnte hier an
der Kopfzahl gespart werden . Das wird erreichbar sein,wenn der Weg einer Tarisgemeinschast beschritten wird,wie ihn der Herr Staatsministervorgezeichnet hat . — Was
die Frage der Entlassung von Arbeitern seitens der Eisen¬
bahnverwaltung anlangt , meine ich , solche Klagen solltenimmer dem Ministerium mitgetheilt werden , damit sofort
Abhilfe geschaffen wird. Ich habe mich übrigens inzwischenin Mannheim über die thatsächlichen Unterlagen der Be¬
schwerden selbst erkundigt und in Erfahrung gebracht , daß
kein einziger Arbeiter entlassen wurde , man wollte sienur , bis andere geeignete Arbeitsgelegenheit wieder vor¬
handen war , in der Zwischenzeit andersweitig beschäftigen .— Es ist meines Erachtens Aufgabe der Regierung , den
Ursachen des Steigens unseres Betriebskoeffizienten nach¬
zugehen und seinerzeit dem landständischen Ausschuß oder
dem Landtag selbst eine Nachweisung über die angestellte
Vergleichung mit einem der Größe Badens entsprechenden
preußischen Bezirk zu geben. Denn die Lage unseres
Eisenbahnwesens wird immer ernster werden , weil dir
Eisenbahnschuld ständig steigt . Für die Zukunft müssenwir auch berücksichtigen, daß es oft den Eindruck macht,als ob wir unsere Einrichtungen etwas opulent ausrüsteten .
Vielleicht rührt das auch mit daher , daß die mit der
Vorbereitung der Vorlagen betrauten Herren allzusehr
überlastet sind . An manchem Projekt wird wohl bei
genauer Prüfung gespart werden können . Die im Hinter¬
grund stehende Frage der Bezahlung der Schuldzinsen
ist sehr ernst . Die Reineinnahmen müssen doch außer
dieser Bezahlung der Schuldzinsen noch die Tilgungs¬
quote bringen , und wenn hin und wieder auch einmal
zur Schuldentilgung nichts übrig bleibt , so müssen doch
stets die Schuldzinse herauskommen. Und doch habenwir zu erwarten, daß mit der Zeit die Erträge nichteinmal mehr hierzu reichen werden ! Wenn auf den Be¬
triebsfond hingewiesen wird , so meine ich , braucht mannur die ersten Seiten des Budgets durchzulesen , um zu
sehen , daß er wohl in Bälde aufgezehrt sein wird . —
Ich meine , wir müssen die richtige Mitte halten zwischen
pessimistischer und zu optimistischer Auffassung über die
Lage unseres Staatshaushalts. Es wird ein Nachtragkommen , der einschließlich der Mehrsorderungen an

l



Wohnungsgeld eine ganz außerordentliche Höhe erreichenwird. Da müssen wir uns allerdings die Thatsache vor
Augen halten , daß wir mit einem großen Defizit ab-

fchließen werden .! . JA
Es wird nun behauptet , der ganzen schlimmen Lage

könne durch Tarifherabsetzung abgeholfen werden .
Ich glaube auch , daß wir darnach streben müssen , eine
Tarifverbilligung und -Vereinfachung zu erlangen. Allein
in dem gegenwärtigen Zeitpunkt der Depression gebietet
die Vorficht , auch die Folgen einer derartigen Maß¬
nahme sich sofort zu vergegenwärtigen. Und wenn nun
der Abg. Muser zwar zugibt, daß in der ersten Zeit ein
gewisser Einnahmenausfall eintreten könnte , diesen aber
als nicht erheblich übergehen zu dürfen glaubt , so muß
ich ihn doch auf einen Ausspruch des ihm nahestehenden
württembergischen Abg . Haußmann Hinweisen , der auchder Ansicht ist , daß diese Maßnahme in den ersten Jahreneinen nicht unerheblichen Einnahmenausfall zur Folge
haben werde . Wie man bei unseren Verhältnissen die
hohen Tarifsätze eine „ Verkehrssteuer " nennen kann ,
ist mir unverständlich . In Preußen , wo die allgemeine
Staatskasse erhebliche Zuschüsse aus den Erträgen der
Eisenbahnen bezieht , könnte man diesen Ausdruck wohl
rechtfertigen; bei uns aber , wo doch die Eisenbahnkasse
aus allgemeinen Staatsmitteln subventionirt wird , kann
man eher von einer Steuer reden , welche die nicht
Fahrenden im Interesse des fahrenden Publikums ent¬
richtet . — Das Verkehrsbedürfniß kann übrigens
über eine gewisse Grenze hinaus nicht gesteigert
werden. Wo der Verkehr schon sehr groß ist , wird
er sich bei größerer Erleichterung nicht in dem frü¬
heren Verhältnisse steigern. Die große Masse
unseres Volkes ist eben während der Woche doch an die
Scholle bezw. an den Arbeitsort gebunden und kann nicht
in der Welt herumfahren. Und für den Sonntagsver¬
kehr haben wir jetzt schon ein solche Verbilligung der
Taxen , daß wir nicht mehr weiter gehen können . Wenn
Wir aber die Tarife im Interesse der Geschäftswelt weiter
herabsetzen und die Konkurrenz sich infolge dessen allzusehr
ausdehnt , so werden wir die umgekehrten Klagen zu hören
bekommen . Auch diese Seite der Tarifherabsetzung darf
man nicht aus dem Auge lassen . Der Satz , den der
Abg. Muser ausgesprochen hat , ist eben in dieser All¬
gemeinheit nicht richtig . Ein Beispiel haben wir in Mann¬
heim erlebt, wo die Stadt bei Uebernahme der Pferde¬
bahn anfänglich auch für den Verkehr mit Ludwigshasen
den 10-Pfennigtarif einführte. Die Folge war natürlich
eine sehr große Steigerung des Verkehrs, die Ausgaben
konnten aber mit den Einnahmen nicht mehr gedeckt
werden , so daß man den Tarif wieder erhöhen mußte.
Hieraus können wir lernen , daß man bei jeder Tarif¬
verbilligung an einer gewissen Grenze stehen bleiben muß.
Wir wollen also aus dem Weg, den der Kommisfions-
bericht vorzeichnet , weitergehen; wir wollen schrittweise,
nach und nach vorschreiten . Es ist das Verdienst des
Berichterstatters , gezeigt zu haben, daß sehr viele An¬
regungen von der Kommission ausgegangen find , die
Reformer haben diese Grundgedanken nicht erst geschaffen.
Ich glaube, daß auch der einen oder andern Anregung
der Kommission seitens der Regierung sobald als thunlich
nachgekommen worden ist . Das Kilometerheft muß dazu
führen , daß man dem ihm zu Grunde liegenden Gedanken
Näher kommt , daß man schließlich , ähnlich wie bei der
Post die Postmarken , so hier so und so viele Kilometer
kaust . Dann fällt die ganze umfangreiche Kontrole weg,denn es kann der Eisenbahnverwaltung gleichgiltig sein ,was der Käufer mit seinen Kilometern anfängt ; dieser
Einrichtung kann ja dann vielleicht auch der 2 Pf . -Tarif
zu Grunde gelegt werden.

Die wünschenswerten Vereinfachungen unseres Eisen¬
bahnwesens , insbesondere die Vereinheitlichungdes Wagen¬
parkes , hat der Herr Staatsminister schon dargelegt.Seine Vorschläge scheinen mir sehr billigenswerth zu sein.Daneben kann die politische Selbständigkeit unserer Eisen¬
bahnen dann unversehrt erhalten bleiben . So werden
wir schließlich einheitliche Vorschriften haben und dennoch
nach wie vor badische Eisenbahnen. Das soll das Zu¬
kunftsbild unserer Eisenbahnen sein.

Gegenüber dem Verlangen nach gesetzlicher Fest¬
legung der Tarife muß ich betonen : eine solche gesetz¬
liche Festlegung der Maximalhöhe der Tarife wäre ja
an sich möglich, aber unpraktisch . Die Erfahrung zeigt
ja , daß sich die Tarifänderung wesentlich in der Richtungeiner Verbilligung bewegt , so daß diese gesetzliche Be¬
stimmung ohne wesentliche praktische Bedeutung wäre.Wenn wir uns also auf den Standpunkt stellen , daß
alle Tarife gesetzlich festgelegt werden müssen , so hat
das keinen Werth . Wir sind aber doch auch darüber ein¬
verstanden, daß man der Verwaltung nach unten hin
Bewegungsfreiheit geben muß , und das ist die Hauptsache.Eine Kontrole darüber , wie die Regierung ihre Besugniß
handhabt , haben wir ja . Was wir demnach mit einem Ge¬
setz erreichen würden, das führen wir jetzt schon praktisch
aus . Ich glaube also , die Antragsteller würden gutdaran thun , ihren Antrag aufzugeben.

Die Wünsche des Abg . Geppert wegen Verbilligung der
Obsttarife kann ich nur unterstützen. — Ueber die Noth-
wendigkeit der Einführung der Perronsperre sind wir alle
einig. Ich möchte jedoch die Regierung bitten, nicht nur
die Wartsäle , sondern auch die Wirtschaften frei zu lassen .— Das Verlangen des Abg . Geck nach Übertragung
aller Untersuchungen an die Staatsanwaltschaft kann ich
nicht verstehen . Es wäre für den Betreffenden viel ver-
hängnißvoller, wenn bei jeder Gelegenheit sofort Staats¬
anwalt und Gerichte in Bewegung gesetzt würden. In
einem solchen Fall könnte auch über Kleinigkeiten nicht
mehr hinweggegangen werden, was bei dem gegenwärtigen
Zustand möglich ist . — Ich bin der Generaldirektion
dankbar dafür , daß sie versprochen hat , die unhaltbaren
Verhältnisse der Zeitkarten auf der Main -Neckarbahn ab¬
zuschaffen. Ich bitte sie auch , den Begriff der „ Arbeiter "
bei der Bewilligung von Arbeiterwochenkarten nicht zu
eng zu fassen. Auswärts wohnenden Inzipienten und
Dekopisten z. B . , die nur einen sehr geringen Verdienst
haben, sollten die Vortheile der Wochenkarten wie früher
auch weiterhin zu Theil werden .

Die Hauptbahn wird alimentirt von den Nebenbahnen.
Wir werden nun in der Zukunft wohl auch elektrische
Bahnen erhalten mit oder ohne Schienen. Ich meine,wir sollten diese dann ebenso behandeln wie die Neben¬
bahnen. Die Regierung sollte in weitestem Umfang
gestatten, daß ihre Beamten den nachsuchenden Gemeinden
mit ihrem sachverständigen Gutachten zu Hilfe kommen ;und wenn eine solche Unternehmung sich als lebensfähig
erweist , dann sollte der Staat mit Subventionen nicht
kargen . Auch in meinem Bezirk ist ein solches Zukunfts¬
projekt aufgetaucht , das ich dem Interesse und dem
Wohlwollen der Regierung empfehle .^ 7" - 'LW

Abg . Frhr . v. Stockhoruer: Dir Höhe unserer Eisen¬
bahneinnahmen hängt auch davon ab, daß nicht unbe¬
rechtigte Verkehrsableitungen stattfinden. Solche scheinen
im Güterverkehr in der That stattgefunden zu haben zum
Nachtheil Badens durch die bayrische Pfalzbahn . — Red¬
ner verweist auf einen Bericht der „ Augsburger Abend¬
zeitung" über die Verhandlungen im bayrischen Landtag
vom 9 . d . Mts . Die Pfalzbahn habe Frachtgebühren
und Lagerhausgebühren heimlich herabgesetzt gegenüber



Spediteuren , um die Güter über die Pfalzbahn zu leiten
und oer badischen Bahn auf diese Weise einen Theil des
Verkehrs zu entziehen . Die Getreideimportfirma Schad L Cie .
in Mannheim habe auffallender Weise für ihre Frachten

I statt der Linie Mannheim -Basel die Linie Ludwigshafen-
! Basel gewählt , obgleich die offiziellen Frachtsätze nicht

günstiger gewesen seien. Die Konkurrenz anderer Firmen
sei geschlagen worden , und es habe der Gedanke nahege¬
legen , daß die Firma Schad von der Pfalzbahn gün¬
stigere Bedingungen erhielt. — Die Firma kam nachher

, in Konkurs, der ein Nachspiel vor dem Strafrichter (An¬
klage wegen Bankerutts) hatte , weil aus den Büchern

, nichts hervorging über verschiedene Einnahmen der Firma
von der Direktion der Pfalzbahn und Ludwigsbahn.
Schad hat das auch zugegeben : er habe mit den Direktoren
der Pfalzbahn ein Uebereinkommen gehabt, wonach er nach¬
träglich Frachtermäßigungen ausgezahlt bekommen habe ,
aber mit der Verpflichtung, diese Beträge nicht durch
seine Bücher laufen zu lassen . Schad soll erklärt haben,
er habe vierteljährlich etwa 20000 M . auf diese Weise

i rückvergütet erhalten . In der Strafverhandlung hat nun
der zweite Direktor der Pfalzbahn , Becker, zweierlei be¬
stätigt : 1 . daß solche Rückvergütungen seit Anfang der

! achtziger Jahren in der That stattgefunden haben und
2 . daß in einem Jahr 8000 , in einem andern 9000 M .
an Schad zurückvergütet wurden , daß aber der Höchst¬
betrag aller Rückvergütungen in einem Jahre die Summe
von 20- bis 30 000 M . erreichte . — Durch diese Unter¬
bietungen und die dadurch bedingte Entziehung des Ver¬
kehrs erscheint Baden geschädigt. Daß es sich in der
That um eine unberechtigte Verkehrsentziehung handelt,
ist klar gestellt durch die Äeußerungen des ersten Direktors
der pfälzischen Bahnen im bayrischen Landtag am
9 . dieses Monats . Der Baden erwachsene Schaden ist
höher als der der Pfalzbahn zugeflossene Gewinn . Er wird
wohl auf 80000 Mark jährlich berechnet werden können .
Wenn , man erwägt, daß diese Unterbietungen seit den
80er Jahren stattgefunden haben , so wird man zu einer
Gesammtschadensumme von über 1 */s Millionen Mark
kommen . — Diese Verhältnisse haben zu einer lebhaften
Erörterung im bayrischen Landtag geführt. Noch viel
nöthiger erscheint eine Erörterung bei uns . Es ist kein
Mangel an Vertrauen in unsere Eisenbahnverwaltung,
der mich veranlaßt hat , diese Dinge hier zur
Sprache zu bringen , sondern ich bin dabei getragen von

! dem Vertrauen , daß unsere Verwaltung diese Thatsachen
nicht still hingenommen , sondern Schritte eingeleitet hat ,

! um eine Widerholung zu vermeiden . Ich möchte die
! Anfrage an die Regierung richten , was ihr von diesen

Thatsachen bekannt ist , und was für Schritte sie gethan
hat , um Abhilfe zu schaffen . Ich glaube auch , daß hier
auf dem Wege des Rechtsstreits von der Pfalzbahn
Schadensersatz verlangt werden könnte .

Oberregierungsrath Schulz : Die vom Abg . Stock¬
horner erwähnte Gerichtsverhandlung gegen den Spedi¬
teur Schad in Mannheim hat s . Zt . schon zu lebhaften
Erörterungen in den Zeitungen und auch bei anderen An¬
lässen geführt. Es wird sich deshalb empfehlen, in

! Kürze eine aktenmäßige Darstellung über die in Betracht
! kommenden Vorkommnisse zu geben .

Bekanntlich stehen die rechts - und linksrheinischen
Bahnwege in einem Konkurrenzverhältniß zu einander
bezüglich des beträchtlichen Verkehrs mit der Schweiz.
Die Kämpfe, die Hierwegen insbesonderezwischen der Pfalz¬
bahn und der badischen Staatsbahn früher stattgefunden,

! haben schon vor langer Zeit zum Abschluß von Verträgen
! zwischen diesen beiden Verwaltungen geführt, in denen
! neben Gleichstellung der Frachtsätze für die haupt -
! sächlich in Betracht kommenden Verkehrsgebiete ins¬

besondere auch vereinbart worden ist, daß keine der ver¬
tragschließenden Parteien die veröffentlichten Tarifsätze
unterbieten oder irgend welche einer solchen Unterbietung
gleichkommende Vergünstigung einräumen darf . Solche
Verträge haben schon Anfang der 80 er Jahre bestanden
und sind dann im Jahre 1887 durch einen neuen
Vertrag ersetzt worden , in dem wiederum aus¬
drücklich bestimmt gewesen ist , daß „ im Verkehr
mit den Konkurrenzgebieten nur ordnungsmäßig
publizirte Tarife angewendet und keinerlei Rückvergüt¬
ungen oder Begünstigungen irgend welcher Art gewährt
werden dürften, durch welche die veröffentlichten Tarife
umgangen würden oder das vereinbarte Taxverhältniß
der beiden »Stationen Mannheim und Ludwigshafen be¬
einträchtigt würde"

. Das Uebereinkommen hat sich
selbstverständlich auch auf die von den Bahnverwaltungen
an den Plätzen Mannheim und Ludwigshafen erhobenen
Umschlags - und Lagergebühren bezogen , da es ja sonst
möglich gewesen wäre, die gleiche Wirkung, wie durch
die Unterbietung der Frachtsätze , dadurch zu erreichen ,
daß man jene Gebühren einzelnen Interessenten
gegenüber ermäßigte. Daß diese Auffassung bei
beiden vertragsschließenden Parteien bestand , geht
auch daraus hervor, daß , wenn eine derselben sich aus
irgend welchem Grunde veranlaßt gesehen hat , ihre
veröffentlichten Umschlags - und Lagergebühren zu er¬
mäßigen, sie dies jeweils sofort der anderen Verwaltung
mitgetheilt hat . Zu der erwähnten vertraglichen Bind¬
ung der Frachtsätze kommt sodann noch hinzu, daß, wie
vom Abg . v . Stockhorner schon richtig hervorgehoben,
sowohl die Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutsch¬
lands wie auch das Internationale Uebereinkommen
über den Eisenbahnfrachtverkehr ausdrücklich jede Preis¬
ermäßigung oder sonstige Begünstigung gegenüber den
veröffentlichten Tarifen verbietet .

Im Jahre 1889 hat die Pfalzbahn ein eigenes
Getreidelagerhaus erbaut und selbst in Betrieb ge¬
nommen . Sie hat dabei in ihrem veröffentlichten
Lagerhausgebührentarif einzelne wichtige Sätze gegenüber
jenen der Mannheimer Privatlagerhäuser ermäßigt und
dies damit begründet, daß in den letzteren Sätzen
auch die Speditionsgebühr enthalten sei, während das
Pfalzbahnlagerhaus die Uebernahme von Speditions¬
geschäften grundsätzlich ablehne . Ermäßigungen der
Mannheimer Gebührensätze auf die Höhe der Ludwigs¬
hafener hat die Pfalzbahn dadurch hintanzuhalten
gewußt , daß sie mit weitergehenden beträchtlichen
Ermäßigungen gedroht hat . Bald sind zu
den Klagen der Mannheimer Lagerhäuser über dieses
Vorgehen auch solche über geheime Vergünstigungen
getreten, die die Pfalzbahn offenbar dem Spediteur Ro¬
bert Schad gewähre , da dieser die Mannheimer Ueber-
nahmesätze für Getreide nach der Schweiz fortgesetzt unter¬
biete und das schweizerische Geschäft mehr und mehr an
sich ziehe . Die badische Staatsbahn hat sich daher
schließlich im Jahre 1895 genöthigt gesehen , in Mannheim
ebenfalls einen bahneigenen Speicher zu erbauen und
unter Erhebung der von der Pfalzbahn veröffentlichten
Lagerhausgebühren selbst zu betreiben. Da es ihr trotz¬
dem nicht gelungen ist, das schweizerische Getreidegeschäft
in größerem Umfang wieder nach dem Platze Mannheim
zu ziehen und dies nach übereinstimmender Ansicht der
Mannheimer Getreidefirmen darauf zurückzuführen ge¬
wesen ist, daß Schad von der Pfalzbahn Ermäßigungen
von etwa 5 Pf . für 100 KZ auf die wichtigeren Lager¬
hausgebühren erhalten , so hat sich die badische
Staatsbahn schließlich auch dazu entschlossen, die gleiche
Ermäßigung allen Benützern ihres Speichers für schweize¬
risches Getreide zu gewähren. Dies ist aber erst geschehen.
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nachdem der erwähnte Vertrag von 1887 , mit dessen
Bestimmungen die Generaldirektion ein solches Vorgehen
nicht für vereinbar gehalten hat , von ihr gekündigt und
abgelaufen gewesen ist , nämlich Ende April 1896 .
Sobald die Pfalzbahndirektion von diesem Vorgehen
Kenntniß erhalten hat , wandte sich deren Referent
persönlich an Jemand der Generaldirektion und bat
um eine Unterredung , um , wie gesagt wurde ,
weiteren beiderseitigen Schaden zu verhüten . Bei dieser
Unterredung hat der Pfalzbahnvertreter , bestimmt ver¬
sichert, daß seine Verwaltung zu der Firma Schad in
keinem anderen Vertragsverhältnisse stehe, wie zu jedem
anderen Verkehrsinteressenten, und daß sie erst durch das
Vorgehen der badischen Staatsbahn dazu . genöthigt
worden sei, dem Schad die gleichen Vortheile einzuräumen .
Im Hinblick auf diese Erklärung hat die Generaldirektion
den Vorschlag der Pfalzbahn , die beiderseitigen Lagerhaus¬
gebühren vertraglich zu binden, angenommen . In diesem
von der Pfalzbahn selbst formulirten Uebereinkommen
vom September 1896 ist bestimmt gewesen ,

„ 1 . daß die Vertragstheile sich gegenseitig verpflichten ,
für die Lagerung und den Umschlag von Getreide in
und an ihren in Mannheim bezw . Ludwigshafen ge¬
legenen Getreidespeichern die in den veröffentlichten Be¬
triebsordnungen und Gebührentarifen enthaltenen Ge¬
bührensätze unbedingt und in allen Fällen einzu¬
halten und auf diese Sätze weder Ermäßigungen noch
sonstige , einer Ermäßigung gleichkommende Vergütungen
zu gewähren ;

2 . daß , wenn ein Vertragstheil aus irgend einem
Grunde , z . B . wegen Begegnung dritter Konkurrenzen
von einem der publizirten Tarifsätze in einem einzelnen
Falle oder allgemein abweichen wolle , er diese Absicht
dem anderen Kontrahenten rechtzeitig mitzutheilen habe ;

3 . daß der Beitritt sonstiger selbständiger Lagerhaus¬
betriebe in Mannheim bezw . Ludwigshasen Vorbehalten
bleibe und die beiden kontrahirenden Verwaltungen sich
hierüber , wie über die solchen Betrieben gegenüber
bei etwaigen Unterbietungen u . s. w . einzunehmende
Stellung von Fall zu Fall gegenseitig verständigen würden. "

Diesem Uebereinkommen sind denn auch alle wichtigeren
Mannheimer Lagerhausbetriebe beigetreten. Nicht lange
hernach hat sich jedoch die Pfalzbahndirektion mit Be¬
schwerden an die Generaldirektion gewendet , daß eines
dieser Privatlagerhäuser die vereinbarten Sätze unter¬
biete . Die von der Generaldirektion veranlaßten ein¬
gehenden Untersuchungen haben die Unrichtigkeit dieser
Beschuldigungen ergeben . Dagegen hat sodann eben
dieses Privatlagerhaus die gleiche Anklage gegen die
Pfalzbahn erhoben, die aber die Richtigkeit entschieden
beabredete. Im Jahre 1898 ist dann dieses
Lagerhaus von der Vereinbarung mit der Erklärung
zurückgetreten, daß es sich überzeugt habe , daß
die Psalzbahn sich an die Abmachung nicht kehre.
Ein anderes Lagerhaus ist diesem Vorgehen ge¬
folgt und, nachdem auch die badische Staatsbahn mehr
und mehr zu der Ueberzeugung gekommen ist, daß die
Pfalzbahn den Vertrag nicht halte, hat auch diese auf
Mitte Juni 1900 den Vertrag gekündigt. Daß die
badische Staatsbahn diese Verträge in der ganzen Zeit
ihres Bestehens genau beachtet hat , bedarf keiner be¬
sonderen Versicherung.

In der vom Abg. v . Stockhorner erwähnten Gerichts¬
verhandlung gegen den Spediteur Rob . Schad ist der
stellvertretende Direktor der Pfalzbahn , Oberregierungs¬
rath Becker, als Zeuge aufgetreten und hat auf dre
Frage , ob es richtig sei, daß Schad von der Pfalzbahn
namhafte Rückvergütungen beziehe , bestätigt , daß
solche Beziehungen der Pfalzbahn zu Schad schon seit

langer Zeit beständen und schon bestanden hätten,
als Zeuge Mitte der 80er Jahre das Verkehrsreferat bei
der Pfalzbahn übernommen habe. Zweck des Verhält¬
nisses zu Schad sei gewesen , diesen in die Lage zu setzen ,
nachgewiesene Unterbietungen seiner Konkurrenz für
Rechnung der Pfalzbahn zu übernehmen . Schad habe
zu Anfang jeder Kampagne oder auch bei einzelnen be¬
sonders wichtigen Fällen , die Lage Nachweisen müssen ,
worauf er sodann zur Uebernahme der Geschäfte ermäch¬
tigt worden sei . Während Schad angegeben hat , daß
die Rückvergütungen sehr hoch gewesen seien und z . B .
in einem Vierteljahr einmal 20 000 M . betragen hätten,
hat der Zeuge Becker erklärt, er glaube nicht , daß die
Rückvergütungen so hoch gewesen seien ; sie hätten
höchstens auf 20000 —30000 M . jährlich sich belaufen,
und in den Jahren 1898 und 1899 seien 8000 und
9000 M . an Schad rückvergütet worden. Der Zeuge
hat ferner zugegeben , daß die Rückvergütungen seit den
80er Jahren bis zum Zusammenbruch des Schad un¬
unterbrochen gewährt worden seien . Außer dieser
finanziellen Unterstützung hat die Psalzbahn , wie ferner
in der Gerichtsverhandlung sestgestellt worden ist, den
Schad noch dadurch unterstützt, daß sie ihm einen stän¬
digen Lagerschein über 2 Millionen Kilogramm als
Unterlage für dessen Bankkredit ausgestellt hat ; dieser
Lagerschein ist, wie Schad selbst erklärte, thatsächlich
werthlos gewesen, da er nicht über eine im Pfalzbahn¬
lagerhaus niedergelegte konkrete , sondern eine fiktive
Menge Getreide gelautet habe. Wegen dieses Vorgehens
hat auch die Pfalzbahn zugestandenermaßen einen be¬
trächtlichen Theil des durch den Konkurs des Schad der
Bank entstandenen Ausfalls übernehmen müssen .

Wenn nun in der vom Abg. v . Stockhorner erwähnten
Verhandlung im bayerischen Landtag seitens des Ver¬
treters der Pfalzbahn erklärt worden ist, daß es sich im
Falle Schad nicht um verboteneRückvergütungen an Frach¬
ten, sondern an Arbeits - und Lagergebühren gehandelthabe ,
bezüglich deren die Pfalzbahn völlig freie Hand gehabt
habe, so geht aus der gegenwärtigen aktenmäßigen Dar¬
stallung des Sachverhalts hervor, wie unzutreffend dieser
Einwand ist.

Die badische Regierung hat sich wegen des Vorkomm¬
nisses mit der bayrischen Regierung in Verbindung
gesetzt und von dieser in erfreulichem Entgegenkommen
die Zusicherung erhalten , daß sie die Pfalzbahn in nach¬
drücklichster Weise verhalten werde , künftighin auch jede
indirekte , auf dem Umwege der Lagerhaus - oder Arbeits¬
gebühren erfolgende Begünstigung einzelner Interessenten
zu unterlassen, und daß der Königliche Kommissär bei
der Pfalzbahn beauftragt worden sei, den Vollzug der
Weisung zu überwachen.

Was die vom Abg . v . Stockhorner angeregte Frage
betrifft, ob von der Pfalzbahn der Ersatz des — an
sich nicht gerade leicht zu berechnenden — Schadens
beansprucht werden solle, so sind die Erwägungen hier¬
über noch nicht abgeschlossen .

Abg . Rohrhurst drückt seine Entrüstung über das
Vorgehen der Pfalzbahnen aus und hält es für den
besten Beweis für die Nothwendigkeit der Verstaat¬
lichung . — Ueber das Heidelberger Eisenbahnunglück ist
genug und übergenug geredet und ich glaube , des Dankes
des Hauses sicher zu sein , wenn ich darauf nicht mehr
näher eingehe . Die Stimmung in der Bevölkerung
hat sich geändert , der größte Theil der Heidel¬
berger Bevölkerung steht heute auf dem Boden der
Anschauung des Kommissionsberichts. Dieser Um¬
schwung ist nicht zum Mindesten veranlaßt durch die
Art und Weise der Darstellung des Falls in einem
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Theil der Presse . Das Mitgefühl für Weipert ist
einem wesentlich kälteren Gefühl gewichen. Auch das
Mitgefühl seiner Kollegen ist heute stark abgekühlt . In
diesen Kreisen hat man es durchaus nicht gebilligt, daß
der Prozeß wieder ausgenommen worden ist . Man hätte
es lieber gesehen, wenn Weipert sich bei dem erstinstanz¬
lichen Urtheil beruhigt hätte. — Ich bitte die Re¬
gierung um Auskunft, ob für die unglücklichen Opfer
jenes Tages genügend gesorgt ist . Ich hoffe, daß die
Regierung die erhobenen Ansprüche wohlwollend prüft
und wenn möglich erfüllt, um den Opfern dieses Unglücks
ihre Lage wieder erträglich zu machen . — Es wird auch
gut sein, wenn die Generaldirektion den Beamten wieder¬
holt den Fundamentalgrundsatz einschärft , daß nicht zwei
Züge in das Blockstysiem Hereingelaffen werden dürfen.
Es wird mir versichert, daß gegen diesen Grundsatz oft
verstoßen wird .

Den Wunsch nach Einführung halber Kilometerhefte
II . Klasse möchte ich unterstützen . Nach der gestrigen
Erklärung des Herrn Staatsministers scheint er diesen
Wunsch ja auch bereits in' s Herz geschlossen zu haben. —
Die Einführung von Schülerabtheilungen kann auch ich
befürworten . — Ob die Einführung der Perronsperre sich
rasch einleben wird , wird davon abhängen , wie sie prak¬
tisch durchgeführt wird. Die Wirthschaftsräume werden
auch im Interesse des Publikums nicht einzubeziehen sein .

Es ist viel von der Fürsorge für unsere Arbeiter die
Rede gewesen. Es ist hier eine Vermehrung der Ruhe¬
tage , Erhöhung der Löhne u . s . w . , zu verzeichnen .
Die Betriebskrankenkasse leistet recht Hervorragendes und
steht in ihren Leistungen an der Spitze sämmtlicher
deutschen Verwaltungen . Durch die Organisation der
Arbeiterausschüsse rc . ist die

,
Direktion den Arbeitern ent¬

gegengekommen . Es scheint allerdings diese Organi¬
sation noch nicht überall gut durchgesührt zu sein . Der
Arbeiter scheut sich oft in Gegenwart seines Vorgesetzten ,
der Vorsitzender dieses Ausschusses ist, Beschwerden vor¬
zubringen. — Der ganze Erfolg unseres Betriebs , seine
Sicherheit rc. beruht in erster Linie auf der Pflichttreue
unseres Personals . Deshalb wird die Regierung , wenn
es sich mn die Fürsorge für dieses Personal handelt,
stets Entgegenkommen bei uns finden. Die Arbeiter
wissen auch und erkennen an , was die Regierung für
sie geleistet hat . Sie werden sicher zustimmen, daß die
Regierung ihnen stets das größte Wohlwollen entgegen¬
bringt und sich frei hält von jedem bureaukratischen
Geist . Wenn die Arbeiter sich trotzdem mit Wünschen
an den Landtag wenden , so wird sman ihnen das in
einer Zeit allgemeiner Unzufriedenheit, wie der Herr
Minister mit Recht bemerkt hat, nicht übelnehmen.

Die Forderung der Aufstellung eines Lohntarifs ist
durchaus zu billigen, und wenn Regierung und Volks¬
vertretung dieser Forderung entgegenkommen, so werden
sie ein großes Maß von Unzufriedenheit aus dem Ar¬
beiterstand entfernen und ihm vor allem das Gefühl ge¬
rechter und gleichmäßiger Behandlung geben . Auch die
Forderung einer Verkürzung der Arbeitszeit halte ich
für durchaus berechtigt . Ich möchte auch auf die viel¬
fach bestehenden Wünsche nach angemessenen Aufenthalts¬
und Erholungsräumen aufmerksam machen .

Es wird darüber geklagt , daß die Behandlung unserer
Arbeiter in Mannheim nicht mehr die gleiche ist , wie
früher, daß sie einen sehr schroffen Charakter angenommen
habe . Es soll insbesondere jedes , auch das kleinste Ver¬
sehen sofort mit Geld gestraft werden . Solche Geld¬
strafen empfindet der Arbeiter sehr schmerzlich. Soweit
ich die Arbeiter , insbesondere die pfälzischen , kenne , ist
mit guten Worten viel mehr bei ihnen zu erreichen , als
durch diese kleinen Strafen , die viel mehr demoralisirend

wirken . — Die Dienstzeit der Fahrdienstbeamten ist durch
Verfügung des Reichseisenbahnamts von 1899 geordnet,
der tägliche durchschnittliche Dienst auf 8 Stunden fest¬
gesetzt . Die Betriebsbeamten müssen monatlich mindestens
zwei Ruhetage haben , von denen einer ein Sonntag
sein muß . Es ist mir gesagt worden , daß diese
Maximalgrenze dessen , was von einem Beamten ver¬
langt wird , nicht in Heidelberg , wohl aber auf
anderen Bahnhöfen erreicht wird. Es wäre ganz gut ,
wenn die Verwaltung auch hier für eine gleichmäßige
Praxis sorgen würde , wenn sie , wie die Reichspost etwa
anordnen würde , daß ein Beamter nicht länger als 48
Dienststunden in der Woche 7 Tage) beschäftigt
werden darf , und daß ein auf Nachtdienst folgender freier
Sonntag nicht als Ruhetag gerechnet wird.

Der Herr Kollege Muser hat gestern das Gespenst der
Preußenfurcht heraufbeschworen . Der Herr Minister hat
aber mit raschem Griff , wie die Berliner Polizei , diesen
Geisterspuck entlarvt . Herr Abg . Muser hat sich auf
Aeußerungen des „ Schwäbischen Merkurs " und des Herrn
Oberbürgermeisters Schnetzler berufen . Aber die Frage ,
ob wir in die preußisch-hessische Gemeinschaft eintreten
wollen oder nicht, wird ja nicht auf jenem Rrdaktions -
bureau und nicht auf dem Karlsruher Rathhaus ent¬
schieden , sondern hier in diesem Hohen Hause. Das
sind private Meinungen Einzelner. Wie dieses Haus aber
darüber denkt , das ist klar zum Ausdruck gekommen .
Wir haben nicht die geringste Neigung, die Selbständig¬
keit unserer Eisenbahnen aufzugeben , nicht aus irgend
welcher Abneigung gegen Preußen , aus irgend welchen
partikularistischen Velleietäten, sondern vor allem aus
der Besorgniß, daß unsere Eisenbahnen, namentlich in
volkswirthschaftlicher Beziehung das uns erstrebenswerth
Erscheinende nicht immer erreichen würden , sofern
sie preußisch wären. Der Herr - Staatsminister hat
mit Recht gesagt , daß Preußen auch gar nicht daran
denkt, unsere Selbständigkeit anzutasten. Es wird immer
daran denken müssen , daß wir in Baden s . Zt . die
größten Opfer für die Reichseinheit gebracht haben.
Wir sind in Baden Jahrzehnte lang gute Deutsche
gewesen, bleiben aber auch gute Badener , wenn wir die
Selbständigkeit unserer Eisenbahnen nicht aufgeben
wollen . — Zum Schluß wendet sich Redner noch
gegen den Abg . Binz , der die landschaftlichen Schön¬
heiten Baden-Badens über die Heidelbergs gestellt habe.
Das hat mir in's Herz gegriffen . Der Herr Kollege Binz
muß Heidelberg entweder nur bei Regenwetter, oder als
Student nach dem bekannten Grundsatz die Berge nur
von unten gesehen haben . (Große Heiterkeit.)

Staatsminister v. Brauer : Der Abg . Rohrhurst hat
sich nach der Art und Höhe der Entschädigungen erkun¬
digt, die den Opfern der Heidelberger Katastrophe ge¬
währt wurden . Wir sind bei der Bemessung derselben in
der denkbar liberalsten Weise vorgegangen ; auf die vor¬
getragenen Ansprüche haben wir jede mögliche Rücksicht
genommen . Wenn aber die Erledigung des einen oder
anderen Falles sich lange hingezogen , so rührt das daher ,
daß die ärztlichen Gutachten über die dauernden
Folgen der Beschädigung noch nicht abgegeben werden konnten,
und dann auch daher , daß von mancher Seite gar zu über¬
triebene Anforderungen gestellt wurden. Wir haben die
erfreuliche Thatsache zu verzeichnen, daß bis zum heutigen
Tage keine einzige Klage gegen uns angestrengt wurde.
Wir haben auf diese Weise , also ohne gerichtlichen Zwang ,
im letzten Jahre an Entschädigungen 1116 000 M . aus¬
bezahlt , wozu im laufenden Jahre noch 67 000 M . hin¬
zukamen . Die That des Weipert kommt uns darnach
recht hoch zu stehen ; wir glaubten uns aber der Zustim¬
mung dieses Hohen Hauses sicher , wenn wir den armen
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Opfern das denkbar größte Entgegenkommen zeigten . (Bei¬
fall .) In einem Fall haben wir 139 000 M . bezahlt , in
einem anderen 96 000 M . , in mehreren je 80 000 M .
Mit dem jungen Mann , den der Abg . Rohrhurst beson¬
ders im Auge hatte , haben wir leider zu keiner Einigung
gelangen können , weil er eben Ansprüche stellt , die ich in
Uebereinstimmung mit meinen Röthen trotz weitester Be¬
rücksichtigung aller Billigkeitsmomente als viel zu hoch
erklären muß.

Die Behauptung es komme häufig vor , daß unsere
Fahrdienstbeamten ähnliche Fehler machen wie der Assistent
Weipert , muß ich entschieden widersprechen . Es gibt ge¬
wiß keinen , der bewußt den Fundamentalsatz , daß nie
zwei Züge zugleich in den Blockabschluß eingelassen wer¬
den dürfen, verletzt . Wenn je ein solcher Fall zu unserer
Kenntniß käme , so würde den betreffenden Beamten die
härteste Strafe treffen. Ich halte es auch nicht für
nöthig , auf diesen Satz wiederholt hinzuweisen ; wird er
doch ständig in der Instruktion eingeschärft , und erinnert
auch das Heidelberger Unglück stets an die schweren Fol¬
gen , die ein solcher Verstoß haben kann .

Der Abg . Rohrhurst hat sich darüber beklagt , daß
allzu häufig wegen kleiner Verstöße gestraft werde .
Ueber den Begriff „ häufig" läßt sich streiten ; auch ich
bin der Ansicht , daß man zunächst zu warnen und erst
im Wiederholungsfall strafend einzuschreiten habe ; doch
glaube ich , daß die Beamten im allgemeinen nach diesem
Grundsatz verfahren. Natürlich find die Charaktere ver¬
schieden. Der eine Vorgesetzte hat eine härtere, der andere
eine weichere Hand . Was speziell Mannheim anlangt ,
so ist unter dem abgegangenen Beamten vielleicht eine
etwas laxe Praxis eingeriffen . Jetzt haben wer ein
Mitglied der Generaldirektion dahin geschickt, der in der

That ein recht energischer Herr ist . Aber gerade dort
in dem großen Betriebe ist eine scharfe Hand nöthig . !
Uebrigens ist der neue Betriebsinspektor zugleich einI
gerechter Herr und aus den Kreisen des Mannheimer ?
Handelsstandes sind mir bereits Stimmen zugegangen , k
daß man dort mit den neuen Verhältnissen sehr zu- s
frieden ist . s

Präsident Gönner bringt einen Antrag der Abgg.
Frühaus und Genossen zur Verlesung, wonach die Re¬
gierung ersucht werden soll, alsbald nach Besserung der
wirthschaftlichen Lage eine Vereinfachung und Verbilli¬
gung der Personentarife in die Wege zu leiten unter
Zugrundelegung des 2 Pfennigtarifs für die dritte Klasse
und unter Beibehaltung der Vergünstigungen für Arbeiter
und Militär . Die Regierung soll weiter gebeten werden,
die Vorarbeiten jetzt schon in Angriff zu nehmen.

Es folgen persönliche Bemerkungen:

Abg . Geck stellt fest, daß die Generaldirektion sich nicht
direkt an ihn wandte, sondern die Sache an die untere
Behörde in Offenburg abgab, durch deren Vermittlung
er erst davon Kenntniß erhielt. Auf diese Weise hat jeder
Bureaubeamte davon Kenntniß erhalten , daß man einem
Abgeordneten Betrug vorwarf.

Abg . vr . Binz erklärt, die Schönheit Heidelbergs nicht
mißachtet zu haben.

Abg . Rohrhurst wollte gegen das Fahrdienstpersonal
nicht den allgemeinen Vorwurf einer Mißachtung der
Vorschrift über das Fahren in Stationsdistanz erheben .

Nach einer geschäftlichen Mittheilung des Präsidenten
Gönner wird die Sitzung hierauf um '

«2 Uhr ab¬
gebrochen .

V« mt» ortl!ch für dir LandtagS-vetla, »: » . Nmh,u »r — Druckund Verlagder « Braun 'schen Hofbuchdruckeret Beide in Karlsruhe
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